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Jenseits von Gleichheit
Fragestellungen einer chancengleichheitsorientierten
Arbeitsmarktpolitik aus feministisch-ökonomischer Perspektive

Margareta IUeimer, Andrea Leitner

Chancengleichheit von Frauen und Männern im Erwerbsleben ist durch die Vor-
gaben der Beschäftigungspolitik der EU und die Einfuhnmg der Gender-Mainst-
reaming-Strategie zu einem - auch öffentlich - viel diskutierten Thema gewor-
den. Die Aufnahme des Chancengleichheitsziels in die Beschäftigungspolitik wird
dabei nicht nur normativ begründet (Gleichstellung der Geschlechter, Abbau von
Diskriminierungen), sondern scheint aus ökonomischen Gründen wünschenswert
und notwendig. Die Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt soll die ökono-
mischen Wettbewerbschancen Europas im Vergleich zu Nationen mit größerem
Arbeitskräftepotential stärken und damit zum Wirtschaftswachstum beitragen (Ru-
bery, Fagan 1998, Angelo 1999).

Das »ethische Postulat der Chancengleichheit von Männern und Frauen« (Birn
1996) zeigt auch in den beschäftigungspolitischen Programmen Österreichs Wir-
kung. Dies wird durch die explizite progranmutische Zielsetzung der Förderung
von Chancengleichheit als auch durch institutionelle Veränderungen (z. B. Ein-
richtung von Frauen- und Gender-Mainstreaming-Beauftragten auf allen Ebenen
des AMS) sichtbar und schlägt sich beispielsweise in der zunehmenden Teilnahme
von Frauen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen nieder (Leitner, Kreimer 2000,
Leitner, Wroblewski 2000b, Lutz, Pimminger 1999, Pastner 2000).

Die fiir die österreichischen Frauen relativ günstige Arbeitsmarktentwicklung
der letzten Jahre (Erhöhung der weiblichen Erwerbsquote,l Rückgang der Ar-
beitslosigkeit bei Frauen) könnte nun als rndiz gewertet werden, dass die im Rah-
men der Arbeitsmarktpolitik betriebene Chancengleichheitspolitik durchaus er-
folgreich ist. Dieser Interpretation stehen jedoch anhaltend hohe Einkommens-
unterschiede zwischen den Geschlechtern und die beharrliche hierarchische
Segregation des Arbeitsmarktes in Frauen- und Männerdomänen (EC 2001, Gre-
goritsch et al. 2000, Leitner, Wroblewski 2000a, Kreimer 1999) entgegen. Und
selbst die zunehmende Erwerbsbeteiligung der Frauen resultiert in erster Linie aus
der Umverteilung von Arbeit zwischen Frauen in Richtung mehr Teilzeitarbeit,
während hingegen die Schaffung neuer (Vollzeit-)Arbeitsplätze wie auch eine
Umverteilung von Arbeit zwischen den Geschlechtern nach wie vor ausstehen.

Welche Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit gesetzt werden und
wie viele Ressourcen weiterhin fiir dieses Ziel investiert werden, hängt wesent-
lich von der Bewertung der bisherigen Entwicklung ab. Das Ziel der verstärkten
Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt (d.h. Steigerung der Erwerbsquote)
konnte offenbar erreicht werden, was sich auch auf das Ziel der Steigerung der
ökonomischen Wettbewerbsfahigkeit entsprechend ausgewirkt haben dürfte. Diese
Bewertung greift aber zu kurz, um die Ökonomie der Machtasymmetrien und
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Verteilungsungerechtigkeit zwischen den Geschlechtern zu erfassen (Schunter -
Kleemann 2001).

Im Gegensatz zur »mainstream~(- oder auch »malestream«-Ökonomie, die kei-
ne Geschlechterunterschiede zu kennen scheint, setzt die feministische Forschung
bei den die GeschlechterverhäItnisse bestimmenden Machtstmkturen an und nutzt
dabei Methoden und Erkenntnisse aus anderen Disziplinen. Damit werden nicht
nur offensichtliche Unterschiede und Benachteiligungen zwischen Frauen und
Männem aufgegriffen, sondern auch dahinter liegende Sachverhalte, die nicht al-
lein aus der Wahlhandlungsrationalität der Individuen, sondern auch aus den so-
zialen, politischen und kulturellen Stmkturen resultieren (Regenhard 1997).

Wir wollen mit diesem Beitrag eine feministische ökonomische Perspektive
auf eine dem Ziel der Chancengleichheitsfcirdenmg verpflichtete Arbeitsmarkt-
politik anwenden. Zwar ist dieser Anspruch an die Arbeitsmarktpolitik durch die
Gender-Mainstreaming-Strategie mittlerweile allgemein gegeben, aber dessen
Umsetzung bislang sehr mangelhaft.2 Anhand folgender Fragestellungen wollen
wir beispielhaft zeigen, dass eine feministische Perspektive zu anderen ßewer-
tungskriterien der Chancengleichheit in der Arbeitsmarktpolitik fuhrt, als die in
(ökonomischen) Evaluationen üblicherweise verwendeten Partizipationsquoten:
• Definition von Chancengleichheit: Was bedeutet Chancengleichheit in der Ent-

wicklung und Evaluierung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen? Wie ist »Gleich-
heit« selbst definiert?

• Chancengleichheit als ein 7ie/ unter pie/en: Welche Beziehungen bestehen zwi-
schen unterschiedlichen Zielsetzungen der Arbeitsmarktpolitik?

• »Doing Cmder« in der Arbeitsmarktpolitik: Wie wirken sich Geschlechterleitbil-
der der AkteurInnen auf die Chancengleichheitspolitik aus?

Zur Definition von Chancengleichheit in der Arbeitsmarktpolitik

Die ökonomische Chancengleichheitsdebatte startete mit Forderungen wie »glei-
cher Lohn CUrgleich(wertig)e Arbeit« oder »gleicher Zugang zu allen Arbeits-
marktbereichen«, also mit der Forderung nach der Gleichbehandlung der Geschlechter
am Arbeitsmarkt. Im Zentrurn standen das Streben nach geschlechtsneutralen
Regelungen und somit die Beseitigung jeglicher Fonn direkter Diskriminierung.
Allerdings wurde recht bald klar, dass die damit verbundene Zunahme der recht-
lich-fonnellen Gleichheit keinen Abbau der faktisch-materiellen Ungleichheit am
Arbeitsmarkt mit sich bringt, da nicht auf bestehende und durch vergangene Un-
gleichbehandlung institutionalisierte Ungleichheit Bezug genommen werden kann
(Mairhuber 2000). Zur Bekämpfung versteckter und indirekter Diskriminierun-
gen bedarf es der Bevorzugung des benachteiligten Geschlechts - also der Frauen-

förderung. Diese beruht auf der positiven Diskriminierung zu Gunsten von Frauen
und ennöglicht es, das Ziel der Gleichstellung der Geschlechter am Arbeitsmarkt
aktiv anzustreben, während eine reine Gleichbehandlungsstrategie nur der Wah-
rung des Status Quo dienen kann, aber keine Handhabe zum Ausgleich von Un-
gleichem bietet. Die allerorts propagierte Cender-Mainstreaming-Strategie, d.h. die
systematische Berücksichtigung der Ausgangsbedingungen und Interessen von Frau-
en und Männern in allen politischen Entscheidungen und Programmen, kann
spezifische Frauenfordennaßnahmen keinesf:llls ersetzen, nur ergänzen. Denn mit
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dem Gender-Mainstreaming-Ansatz können zwar neue Ungleichheiten vernlie-
den werden, bleiben aber bestehende Benachteiligungen von Frauen weitgehend
außer Acht (vgl. z. B. Verloo 2001, Rees 1998).

Diese Entwicklung von Chancengleichheitsstrategien war und ist nur vage mit
dem normativ-inhaltlichen Diskurs - was ist die Gleichheit der Geschlechter - ver-
knüpft. Dies dürfte nicht nur eine Folge der Komplexität des Themas sein, son-
dern auch des Üchlich und praktisch sehr unterschiedlichen Hintergrunds der be-
teiligten Akteurlnnen.3 Strittig ist nicht nur der Maßstab ftir die angestrebte
Gleichheit (Annähenmg der Frauen an die Männer oder umgekehrt bzw. völlige
Neuorientierung), sondern auch die inhaltliche Dimension (in welchen Berei-
chen soll Gleichheit hergestellt werden?). Dazu kommt, dass die Gleichheitsfor-
derung innerhalb der theoretischen feministischen Diskussion mit unterschiedli-
chen Differenzkonzepten konfrontiert war (vgl. Gerhard 1990, Maihofer 1998).

Es ist jedoch Hir eine dem Ziel der Gleichstellung der Geschlechter verpflichte-
te Arbeitsmarktpolitik unerlässlich, auch das Ziel selbst inhaltlich zu spezifizieren.
Hierzu kann und muss eine feministisch orientierte Analyse entscheidende Beiträ-
ge bringen, die über den prozeduralen Charakter des »Gleiches muss gleich be-
handelt werden« hinausgehen. Diesbezügliche Diskurse wurden in der Philoso-
phie bzw. auch in den Politikwissenschaften bereits geftihrt, so dass es fur
feministische ÖkonomInnen zielftihrend ist, hier anzuknüpfen.4

Exemplarisch möchten wir kurz auf den sehr weiten, auf viele Lebensbereiche
hin bezogenen Ansatz der Politikwissenschafterin Nancy Fraser (1994) eingehen,
um zu verdeutlichen, dass die Chancengleichheit der Geschlechter eine umfassen-
de Konzeption erfordert. Nach Fraser kann Geschlechtergleichheit als ein Kom-
plex von funfPrinzipien verstanden werden:
• Antipoverty Principle
• Antiexploitation Principle
• Equality Principles (in Bezug auf Einkommen, Freizeit und Achtung)
• Antimarginalisation Principle
• Antiandrocentrism Principle.s
Alle Kriterien sind auch im engeren arbeitsmarktpolitischen Kontext relevant: Aus
der Zusammenfassung der beiden ersten Kriterien zu einem Kriterium der indi-
viduellen Autonomie6 kann die Forderung nach einem unbeschränkten und
gleichberechtigten Zugang zu bezahlter Arbeit - und damit die Zielsetzung einer
Erhöhung der Frauenerwerbsbeteiligung - abgeleitet werden. Die eigentlichen
Gleichheitskriterien beziehen sich nicht nur auf die offensichtlich arbeitmarktre-
levante Einkommensdimension, sondern auch auf Fragen der Arbeitszeit und der
Bewertung von männlichen und weiblichen Tätigkeiten. Dies impliziert eine Er-
weiterung des Arbeitsbegriffes, indem unbezahlte Arbeit mitberiicksichtigt wird
und der Qualität von Arbeit (Bezahlung, Prestige, Autonomie etc.) eine wichtige
Bedeutung zukommt. Es geht also nicht nur dartun, Frauen in den Arbeitsmarkt
zu integrieren, d. h. eine Umverteilung der Erwerbsarbeit zu erreichen, sondern
auch die Beschäftigung in prekären Bereichen oder die geschlechtsspezifische und
zugleich hierarchische Segregation am Arbeitsmarkt zu verhindern. Letzteres wird
durch das Anti-Marginalisierungskriterium betont. Das Anti-Androzentrismus-
Kriterium schließlich nimmt Bezug auf einen der großen Diskurse der sozialwis-
senschaftlichen Frauentorschung: Gleichstellung am Arbeitsmarkt soll nicht da-
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durch erreicht werden, dass Frauen sich an die Nonn der Männer anpassen
müssen.

Eine Arbeitsmarktpolitik, die sich einer solcherart umfassenden Chancengleich-
heitskonzeption verpflichtet fiihlt, sieht sich bei der Maßnahmendefinition und
deren Umsetzung weitaus höheren Ansprüchen gegenüber,7 als eine Arbeitsmarkt-
politik, die sich beispielsweise auf das Messen von Frauenanteilen, womöglich
noch auf hochaggregiertem Niveau, beschränkt. Mit der Vorgabe des Gender
Mainstreaming ist die Berücksichtigung der Gleichstellungsperspektive in allen
Maßnahmen und in deren Umsetzung zwar verstärkt worden, da quasi von oben
vorgeschrieben, hat jedoch infolge der fehlenden Konkretisierung der Ziele und
der unzureichenden Reaktion aufbestehende Ungleichheiten bislang wenig Wir-
kung gezeigt (vgl. Pastner 1998, 2000; Leitner 2001).8

Doch selbst wenn arbeitsmarktpolitische Maßnahmen gut vorbereitet werden,
können sie überraschende Ergebnisse bringen. Lernprozesse infolge von Evalua-
tionen von Maßnahmen spielen daher eine große Rolle. Um die Wirkungen der
Chancengleichheitspolitik analytisch fassbarer zu machen und unterschiedliche
Zielsetzung aufzuzeigen, bedarf es der Entwicklung neuer Kategorien. So kann
Chancenglcichheitspolitik primär darauf abzielen, aktuelle Benachteiligungen zu
beseitigen, oder aber eine langfristige Verringerung struktureller Ungleichheiten
anstreben. Nach Lutz und PinmIinger (1999) könnte die erste Variante als pragma-
tische, die zweite als stratfclZische Chancengleichheitspolitik bezeichnet werden. Dass
es hierbei zu Konflikten kommen kann, ist evident. Beispielsweise hilft die pra,R-
matische Maßnahme »Kinderbetreuungsbeihilfe« arbeitslosen Frauen beim Wie-
dereinstieg in den Arbeitsmarkt, lässt jedoch das strukturelle Problem (Kinder-
betreuung als »Sache der Frauen«) unberührt und widerspricht daher einem
langfristigen Gleichstellungsziel.

Ein weiterer potentieller Gegensatz besteht zwischen Chancengleichheit als
handlungsleitendem Grundsatz (z. 13. alle sollen dieselben Zugangschancen zu einer
Maßnahme haben) und Chancengleichheit als Zielorientierun,R (z. 13. Konzeption
von Maßnahmen mit dem expliziten Ziel einer Senkung des wage gap). Es ist
evident, dass ersteres leichter umsetzbar ist, so dass die Gefahr besteht, dass
Chancengleichheitspolitik dabei stehen bleibt.

Erst auf der Basis solcher Kategorien ist es möglich, konkrete Maßnahmen und
deren Auswirkungen auf ihren Chancengleichheitsgehalt hin zu evaluieren und
daraus Schlussfolgerungen fiir die weitere Programmgestaltung bzw. deren Ver-
änderung zu ziehen. Lutz und Pimminger (1999, 25) konunen beispielsweise in
ihrer Evaluation der österreichischen Arbeitsmarktpolitik zum Schluss, dass die
Förderung von Frauen bislang in einem handlungsleitenden und pra,lZmatischen Ver-
ständnis stattgefunden hat, das geeignet ist, betroffenen Frauen unmittelbare Hil-
festellung zu bieten, aber an den langfristigen Ungleichheitsstrukturen im öster-
reichischen Arbeitsmarkt nichts ;indert.

Chancengleichheit als ein Ziel unter vielen

Die Förderung der Chancengleichheit ist nur ein Ziel der aktiven Arbeitsmarkt-
politik. Diese verfolgt noch eine Reihe weiterer Ziele bzw. ist in die Zielsetzun-
gen anderer Politikbereiche eingebunden (Layard et al. 1992):

KJm"11Jecbsell/2002



Kurswechsel 112002

70 Margarcta Kreil1ler, Andrea Leitner

• Wirtschaftspolitische Ziele (wie Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit, Stand-
ortpolitik);

• Arbeitsmarktpolitische Ziele im engeren Sinn (wie Vennittlung von Problem-
gruppen, Abbau der Arbeitslosigkeit);

• Effizienzziele in Bezug auf die Kernaufgaben der Arbeitsmarktpolitik (wie hohe
Vermittlungsquoten, geringe Bestandszahlen).

Während auf der einen Seite die Anforderungen an die Arbeitsmarktpolitik insbe-
sondere durch die europäische Beschäftigungspolitik deutlich angestiegen sind, ist
sie andererseits mit Einsparungswünschen und -vorgaben der öffentlichen Hand
konfrontiert. Es ist daher klar, dass nicht alle Ziele in gleicher Weise verfolgt
werden können. Mögliche Kontlikte entstehen dabei sowohl innerhalb der »öko-
nomischen« Zielsetzungen (z. B. zwischen effizientem Mitteleinsatz im Betrach-
tungszeitraum und der meist kostspieligen Förderung neuer und innovativer Be-
reiche), als auch zwischen diesen Zielen und dem gesellschaftspolitischen Ziel der
Förderung der Chancengleichheit. Im folgenden wollen wir anhand einiger Bei-
spiele fiir Zielbeziehungen zwischen Chancengleichheit und anderen arbeitsmarkt-
politischen Zielen zeigen, dass eine feministisch orientierte Betrachtung zu einer
deutlich anderen Einschätzung dieser Zielbeziehungen kommt als eine traditionell
ökonomische Sichtweise.

Hinsichtlich der beiden Zielsetzungen Förderung der Chancen.gleichheit und För-
derung der Besch4ftigung wird traditionell von einem positiven trade-q[fausgegangen:
Eine Erhöhung der Arbeitsmarktintegration von Frauen durch entsprechende
Maßnahmen würde auch die Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern ver-
bessern. Als Konsequenz könnte sich die Arbeitsmarktpolitik auf ein Ziel konzen-
trieren. Allerdings existieren trotz gestiegener Frauenerwerbstätigkeit weiterhin
ausgeprägte Cender Caps in der Beschäftigung, der Arbeitslosigkeit und insbeson-
dere beim Einkonmlen (Rubery, Fagan 1998, Leitner, Wroblewski 2000a, Leit-
ner, Kreimer 2000, Pastner 2000, Zulehner in diesem Heft), was eher auf eine
neutrale oder sogar negative Beziehung zwischen den Zielen hindeutet. Eine fe-
nunistische Analyse würde zuerst nach der Qualität der erreichten Integration fragen.
Wenn beispielsweise die Frauenerwerbstätigkeit durch die Förderung von Teil-
zeitjobs in Frauenbranchen erhöht wird, verbessert dies zwar quantitativ ihre
Teilhabechancen, verschlechtert aber gleichzeitig (unter gegebenen Rahmenbe-
dingungen) ihre Einkommens- und Karriereposition und ihren Zugang zu einer
ausreichenden sozialen Absichenmg. Eine rein quantitativ verstandene 13eschäfti-
gungsfOrderung fur Frauen dürfte zur Chancengleichheitszielsetzung eher in einer
negativen Zielbeziehung stehen, während eine Arbeitsmarktpolitik, die auch quali-
tative Aspekte (wie die eigenständige Existenzsicherung, gleiche Aufstiegs- und
Karrierechancen u.a.m.) berücksichtigt, tatsächlich geeignet sein kann, gleichzei-
tig die Chancengleichheit zu verbessern.

Zwischen der Fördenmg der Chancengleichheit und der ~fJizienten Funktionsweise
pan Arbeitsmärkten ist ein offensichtlicher Konflikt nur im Rahtnen der traditionellen
Arbeitsmarkttheorien argumentierbar. Jede erfolgreiche Chancengleichheitspolitik
bewirkt eine Urnverteilung der Arbeit zwischen den Geschlechtern und verändert
damit die traditionelle Arbeitsteilung, die Frauen die Familienarbeit und Männern
die Erwerbsarbeit zuschreibt. Im traditionellen ökonomischen Ansatz, insbeson-
dere in der New Horne Economics, wird aber gerade die Effizienz dieser Arbeits-
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teilung nachgewiesen: Alle Haushaltsmitglieder profitieren von den Spezialisierungs-
gewinnen, wenn sich die Partner jeweils voll auf ihren Arbeitsbereich konzentrieren
können. Eine feministische Analyse kommt jedoch zu einem völlig anderen Er-
gebnis: Gerade die mit der traditionellen Arbeitsteilung zwischen den Geschlech-
tern verbundene Spezialisienmg ist in vielfacher Weise ineffizient (Maier 1998,
Fagan, Rubery 1996).9 Über die Integration institutioneller Rahmenbedingungen
und kultureller Faktoren kann nachgewiesen werden, dass die Spezialisierung von
Frauen auf Hausarbeit zu Verlusten in Bezug auf die Effizienz fiihrtlO und dass
daher eine Gleichstellungspolitik am Arbeitsmarkt der Verbesserung der Funkti-
onsweise von Arbeitsmärkten dient.

Eine weitere Konfliktebene besteht zwischen der FörderunJt der ChancenJtleichheit
und der Verbessenmg der ~ffizienz der Arbeitsmarktpolitik. Beispielsweise kostet die
Qualifizierung von Frauen fiir zukunftsträchtige Berufsfelder deutlich mehr als ihre
Integration in typische Frauenbereiche. In einer simplen Anwendung des Effizienz-
begriffs - etwa im Sinne der Paretoeffizienz - würde die teure erste Maßnahme
gegenüber der billigeren zweiten sub optimal sein. Eine feministische Betrachtung
würde jedenfalls auf der Hinterfragung und Erweiterung des Effizienzbegriffs be-
stehen. 11 Die erwähnte effizienzvennindernde Wirkung gilt beispielsweise nur unter
der Annahme eines statisch definierten EffizienzbegrifE. In Anlehnung an Sawyer
(1995) wäre eine Vermittlung von Frauen in frauendominierte Bereiche mit gerin-
gen Qualifikationsanforderungen zwar »statisch effizient« (d.h. im Sinne der Nutzung
vorhandener Ressourcen), aber nicht unbedingt »dynamisch effizient« (d.h. im Sinne
der Entwicklung und Erschließung neuer Ressourcen). Es ist zu vennuten, dass die
Anwendung eines »dynamischen« Effizienzbegriffs mit einer Gleichheitszielsetzung
sehr viel weniger in Konflikt gerat ~ bzw. sich die beiden sogar gegenseitig fordern
können -, als dies bei einer »statischen« Effizienzdefinition der Fall ist.

Diese Beispiele zeigen, dass mit Hilfe einer feministischen Analyse scheinbare
Widersprüche (anhaltende gender gaps trotz gesteigerter Arbeitsmarktintegration
von Frauen) aufgelöst werden können bzw. dass häufig behauptete negative trade-
offi nicht in dieser Weise existieren. Damit wird die FOll1mlierung und Umset-
zung einer chancengleichheitsorientierten Arbeitsmarktpolitik zwar nicht eint.1-
eher, aber realitätsnäher (soweit es den Arbeitsmarktalltag der Frauen betrifft) und
vielversprechender in Richtung tatsächlicher Verbesserung der Chancengleichheit.

»Doing Gendm. in der Umsetzung der Arbeitsmarktpolitik

Bei den theoretischen Konzeptionen von Geschlecht gab es in den vergangenen
Jahrzehnten deutliche Veränderungen. Zunächst konzentrierte sich die Fraue'?(or-
schun,\? auf die bis dahin in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften vernacWäs-
sigte Erforschung der Situation von Frauen und den Nachweis ihrer Benachteili-
gung in vielen Lebensbereichen. Dann rückte das gesellschaftliche Verhältnis
zwischen den Geschlechtern in den Mittelpunkt, die Kategorie »Fraw<wurde von
der Kategorie »Geschlecht« abgelöst. In den neunziger Jahren setzte sich - zumin-
dest in den Sozialwissenschaften - die Auftlssung von der sozialen Konstruktion von
Geschlecht durch (vgl. West, Zimmennann, 1987; Wetterer 1993). Dass solche
Prozesse der sozialen Konstruktion von Geschlecht auch in Institutionen andau-
ernd stattfinden, zeigt Ostendorf (1996, 28) auf: .)Soweit eine Gesellschaft durch »we-
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sentliche« Unterschiede zwischen Frauen und Männem geteilt ist und die Plazierunl in eine
Geschlechterkategorie sowohl relevant als auch atg-gezUiungen ist, ist ,>doinggender« tmvenneid-
lieh.« Die Skepsis gegenüber allzu viel »Sozialem« mag dazu beigetragen haben,
dass dieses in der allgemeinen feministischen Forschung weitverbreitete Konzept
in der Ökonomie nur langsam akzeptiert wird.12 Eine gute Ausgangsbasis, um
dieses Konzept auch in den Wirtschaftswissenschaften zu etablieren, ist die Insti-
tutionenökonomie - und dies ist auch unser Anknüpfungspunkt: Im Rahmen der
Institution »Arbeitsmarktpolitik« erfolgt ein andauerndes doing gen der.

Ostendorf (1996) nennt in ihrer Untersuchung zur Geschlechterpolitik in Bil-
dungsinstitutionen einige Elemente dieses doing gender, die sich auch auf die Insti-
tutionen der Arbeitsmarktpolitik übertragen lassen: Alle AkteurInnen der Imple-
mentierung und Umsetzung von Chancengleichheitskonzeptionen in der
Arbeitsmarktpolitik agieren vor dem Hintergrund mehr oder weniger fomüerter
Geschlechterleitbilder. Wenn die Leitidee einer essentiellen Geschlechterd!fferenz
dominiert - beispielsweise AMS-Beraterlnnen davon ausgehen, dass Frauen ein
besonderes weibliches Arbeitsvennögen wesenhaft ist - werden die Beratungen
und Maßnahmen diesem Leitbild entsprechen: Frauen werden in Frauenberufe
gelenkt, selbst wenn die Zielsetzung des Segregationsabbaus vorhanden ist. Chan-
cengleichheitsfcirdernde Maßnahmen können unter Umständen schon deshalb auf
Widerstand stoßen bzw. werden nur halbherzig umgesetzt, weil sie von den um-
setzenden Akteurinnen (z. B. Beraterlnnen in den regionalen Geschäftsstellen)
nicht akzeptiert werden - weil diese Maßnahmen und die damit verbundenen
Ziele nicht ihrer Denkwelt entsprechen. Naheliegend sind unterschiedliche Geschlech-
terleitbilder bei den unmittelbar mit Frauen- und/oder Gender Mainstreaming-
Fragen befassten Akteurinnen und anderen AkteurInnen innerhalb der Arbeits-
marktpolitik, aber auch zwischen verschiedenen Institutionen (z. B. AMS und
I3ildungsträger). Damit stellt sich die Frage, ob und wie eine Abstimmung erfolgt,
ob es beispielsweise Materialien und Raum fur inhaltliche Diskussionen gibt.

Wie sehr AkteurInnen Zielsetzungen »auslegen« und damit beeinflussen kön-
nen, ist von der Detailliertheit und der Konsistenz der Vorgahen abhängig. Ange-
sichts von vielfach unklaren und/oder widersprüchlichen Vorgaben in Bezug auf
die Zielsetzung Chancengleichheit liegt die konkrete Ausgestaltung der Arbeits-
marktpolitik in einem starkem Ausmaß bei den mit der Umsetzung befassten Ak-
teurlnnen des AMS seihst. Die fehlende Konkretisierung wird häufig dadurch
kompensiert, dass die BeraterInnen individuelle Vorstellungen in ihre Tätigkeit
(z. B. bei der Auswahl der TeilnehrnerInnen fur arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men) einfließen lassen, die selbst wiederum von gesellschaftlichen Vorstellungen
über Geschlechterrollen geprägt sind.13

Die feministische Arbeitsmarktforschung kann nun nicht nur das Konzept der
sozialen Konstruktion von Geschlecht einfUhren, sondern auch die Basis fur das
Auf~püren und die Analyse dieser unterschiedlichen doing gen der Prozesse unter
Berücksichtigung der dahinter liegenden Geschlechterleitbilder liefern. Ein sol-
cher I3eitrag erscheint uns höchst notwendig zu sein, da wir davon ausgehen, dass
der Erfolg der Chancengleichheitspolitik in der österreichischen Arbeitsmarktpo-
litik von diesen Prozessen wesentlich beeinflusst wird. Der Widerspruch, dass eine
an und fUr sich frauenfreundliche Programmatik, wie sie seit einigen Jahren in der
Politik des AMS oder in Ansätzen auch im NAP erkennbar ist, dennoch zu Dis-
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kriminienmg fuhrt bzw. am Status Quo der 13enachteiligungen nichts ändern konn-
te, sollte soleherart auflösbar sein: Wieweit wird an traditionellen Geschlechterleit-
bildern festgehalten, warum können sich diese trotz egalitärer Vorgaben immer
wieder durchsetzen? Wieweit tragen die vorhandenen Widersprüche zwischen
unterschiedlichen Chancengleichheitspolitiken dazu bei? Diese Fragestellungen
gehen weit über die üblichen Evaluationsmethoden hinaus - dementsprechend
groß ist hier der Nachholbedarf der ÖkonomInnen.

Resümee

Die Chancengleichheit der Geschlechter ist nicht zufillig häufig Thema in der
Arbeitsmarktforschung - ist doch der Arbeitsmarkt in unserem erwerbszentrier-
tem System die zentrale Vennittlungsinstanz ftir die wirtschaftliche, politische und
soziale Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Es ist daher davon auszugehen, dass
jegliche Form arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen zugleich die Frage der Chan-
cengleichheit berührt. Anders ausgedrückt: Auch eine in ihren Formulierungen
geschlechtsneutrale Arbeitsmarktpolitik kann potentiell unterschiedliche Auswir-
kungen auf das Geschlechterverhältnis haben. Da mit einer primär auf Partizipati-
onsraten von Frauen und Männern am Erwerbsleben bzw. an arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen ausgerichteten Betrachtung und Bewertung wesentliche
Komponenten fiir eine erfolgreiche chancengleichheitsorientierte Politik außer
Acht bleiben, ist eine über die Grenzen der »mainstream-Ökonomie« hinausge-
hende Perspektive gefragt.

Unter Berücksichtigung von Interessensgegensätzen, Machtasymmetrien und
Verteilungsungerechtigkeit ist die Frage nach der Bedeutung von Chancengleich-
heit keineswegs eine triviale Frage. Chancengleichheit ist an sich ein unkonkreter
Begriff, der anhand der sich wandelnden Ungleichheiten zwischen den Geschlech-
tem und den Zielsetzungen im Geschlechterverhältnis immer wieder angepasst
und näher konkretisiert werden muss. Dass eine konkretere Definition Hir Chan-
cengleichheit in der Arbeitsmarktpolitik fehlt, hat aber wohl nicht nur mit nun-
gelndem Grundlagenwissen, als vielmehr mit politischen Widerständen gegen eine
Konkretisierung der Zielsetzung zu tun. Denn mit einer konkreteren Zieldefiniti-
on werden sowohl die Zielkonflikte zwischen Chancengleichheit und anderen
Zielen der Arbeitsmarktpolitik deutlicher als auch die Defizite der bisherigen Chan-
cengleichheitspolitik sichtbar. Wenn Chancengleichheit nicht weiterhin anderen
Ansprüchen an die Arbeitsmarktpolitik untergeordnet werden soll, ist ein klares
Bekenntnis daftir notwendig. Und schließlich ist ftir die Umsetzung eines Chan-
cengleichheitszieles wichtig, dass die involvierten AkteurTnnen die Leitideen mit-
tragen und ihre Geschlcchterleitbilder diesen nicht (unbewusst) entgegenwirken.

Obwohl gerade in den arbeitsmarktpolitischen Programmen die Förderung von
Chancengleichheit im Vergleich zu anderen Politikbereichen geradezu vorbild-
haft integriert ist, sind die bisherigen Erfolge beispielsweise beim Segregationsab-
bau eher bescheiden. Eine den feministischen Ansprüchen genügende Chancen-
gleichheitspolitik verlangt viel mehr, als derzeit mit den Chancengleichheitszielen
in den arbeitsmarktpolitischen Progrannnen verbunden wird. Dies betrifft auch
die so populäre Gender Mainstreaming-Strategie - eine wirkungsvolle Anwen-
dung dieses politischen Ansatzes bedingt eine intensive Auseinandersetzung mit
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den Wirkungszusammenhängen bestehender Benachteiligungen und letztlich eine
Um verteilung von Arbeit und Einkommen zwischen den Geschlechtern, um die-
se zu beheben. Chancengleichheit ist demnach kein Ziel, das sich aus anderen
Zielsetzungen - wie z. B. der Förderung der Produktivität - ergibt, und es ist
zumindest kurzfristig kaum als ökonomisch effizient zu werten. 14 Ein Anspruch an
die feministische Forschung liegt sicherlich darin, eine wissenschaftlich fundierte
Basis fiir den gesellschaftlichen Nutzen einer Umsetzung feministischer Forschung
zu schaffen. Wie bringt frau also Entscheidungsträger, die weiterhin überwiegend
männlich sind, dazu, sich einer feministischen Forderung anzuschließen, die of-
fensichtlich eine weibliche Parteilichkeit ergreift?

Dass eine feministische Perspektive durchaus von praktischer Relevanz ist, sollte
durch diesen Beitrag ansatzweise verdeutlicht werden. Zum einen lässt sich erst
aus einer feministischen Perspektive heraus erklären, warum eine als »frauenfreund-
lich« konzipierte Arbeitsmarktpolitik die Benachteiligungen der Frauen im Er-
werbsleben kaum verringert bzw. teilweise sogar verstärken kann. Zum anderen
mag eine chancengleichheitsorientierte Politik zwar kurzfristig und im streng öko-
nomischen Sinne ineffizient sein, langfristig ist die Annäherung der Geschlechter
- und im Idealfall natürlich deren Gleichstellung - durchaus auch ökonomisch
effizient. Aus diesen Gründen sowie der Tatsache, dass Arbeitsmarktpolitik eine
wichtige Korrekturfunktion in unserem erwerbszentrierten System fiir das Ge-
schlechterverhäItnis ausübt, sind Chancengleichheitszic1e in der Arbeitsmarktpoli-
tik ein wichtiges Betätigungsfeld feministischer Ökonomie, rur das allerdings noch
viel Forschungs- und vor allem Handlungsbedarfbesteht.

Anmerkungen

D;lSvon der EU fur 2010 testgelegte Ziel einer Beschäthgungsquotc von 60 % ist 1999 mit
59,7 'X,schon fast errcicht. Die Beschät1:igungvon Frauen ist von 1998 bis 2000 von 1.332.000
auf 1.377.000 um 3,4 % gestiegcn (Ee 2001).

2 Wic weit dies einc Folge der unterschiedlichen und unverbindlichen Interpretation von
Gender Mainstrcaming ist, wird derzeit heftig diskutiert (vgl. z. B. Schunter-Kleernann 2(01).

3 Der Gleichheitsdiskurs wurdc schon innerhalb der theoretischen Wissenschaftsdisziplinen
sehr unterschiedlich geflihrt (Philosophk, Politikwissenschaften, Sozialwissenschat1:en),was
einen Austausch mit den »AnwenderInncn« (Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik) erschwert.

4 Da7u zählen beispielsweise Arbeiten rund um wmparable Ulorth (z. B. England 1992), odcr
zur Gcstaltung von Gleichstellungspolitik (z. ß. Crompton 1998, Wahl 1999, Littmann-
Wcrnli 1999).

5 Frascr (1994) wendct diese Kritericn auf unterschicdliche Strategicn wohlfahrtsstaatlicher
Politik rur Fraucn an (universelle Arbeitsnlarktintegration, Modcll der Aufwertung von Be-
trcuungsarbeit, universelle BetrcuLlngsarbeit; vgl. Mairhuber 2000, Kreimer 2000).

6 Individuelle Autonomie stellt cin fundamentales Prinzip in dcr gender-orienticrtcn Wohl-
fahrtsstaatenfOTSchungdar (O'ConnorI993, Crompton 1998), und ist eng mit der Frage
verbunden, ob das Individuum ein eigenes und ausreichendes Einkommen aus seiner gelei-
steten Arbcit beziehen kann.

7 Rubery und Fagan (1998, 176tI) liefern beispielsweise ein breites Spektrum an Maßnahmcn
rur eine chancengleichheitsorientierte Arbeitsmarktpolitik.

8 lleispiclsweise müssen best practicf Beispiele auf die jeweiligen Gegebcnheiten hin angepasst
werden, worur das Instrumentariurn crst in Ans;itzen besteht (z. B. Gender Mainstrcarning
1'001 Box der Koordinationsstelle fhr Gender Mainstreaming).

9 Dics lässt sich sogar innerhalb des neoklassischen Modells zeigen (vgL Gustafsson 1997, Ott
1993).
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10 Der wesentliche Faktor sind hicr die von jungen Frauen bereits in annähernd gleichem
Ausmaß wie von Männern getätigten (allgemeinen) Humankapitalinvestitionen, die jedoch
durch Unterbrechungen der Berufskarriere deutlich entwertet werden. Zudem verlieren
Betriebe spezifisches Humankapital und die Gesellschaft als Ganzes verzichtet auf ein kreati-
ves und effizientes Potential.

11 Eine sokh,:, Hinterfragung des Effizienzb,:,griffsist nicht nur vor d,:,m Hintergrund einer
feministischen Perspektive notwendig, da dieses (scheinbare) InefHzienzproblem ein gene-
relles Problem in der Arbeitsmarktpolitik darstellt. In diesem Fall kann daher die Anwen-
dung einer feministischen Perspektive von allg,:,meinen Nutzen sein, d,l sich auch nicht
frauenspezifische Maßnahmen unter einem erweit':'rt,:,nEffizienzbegriff ganz anders darstel-
len können.

12 Viele ÖkonomInnen haben damit nach wie vor Probl,:,m,:"gehen sie doch von ,:,in,:,m(un-
ter Umständen auch nur beschränkt) rational handelnden Individuum aus. Zudem scheint
eine strikte Abgrenzung zur »w,:,ichen«Soziologie fur viele noch immer wichtig zu sein.
Auch die notwendige Einbeziehung kultureller Faktoren lässt sich in der Ökonomie maxi-
mal in d,:,nYorannahmen finden.

13 Diese V,:,mmtung wird auch durch ,:,ine empirische Untersuchung zur Auswahl der T,:,il-
nehrn,:,rInnen zu Maßnahmen des Wiedereinsteigerinnen Sond,:,rprogramms 1996 gestützt
(Sprengseis 2000).

14 Diese möglich,:, lrujfizienz der Verfolgung des Chancengleichheitszids erbribtsich nur unter
der Annahme d,:,süblichen, eher cngen Effizi,:,nzbegritfes(siehe Abschnitt »Chancengleich-
heit als ein Ziel unt,:,r viden«).
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Der Sozialstaat wird kaputtgeredet. War es vor 20 Jahren noch selbst-
verständlich, dalS die Absicherung von wirtschaftlicher und sozialer Not
Aufgabe des Sozialstaates ist, so hat sich der Wind nun gedreht. Heut-
zutage werden alle Wechsclb.lle des Lebens an die Eigenverantwor-
tung und die Marktkräfte abgeschoben.

Das vorliegende Buch richtet sich nicht vorrangig an die wissenschaft-
lichen Experten, sondern an jene, die auf die Funktionstüchtigkeit des
Sozialsystems angewiesen sind. Es versucht, den Sozialstaat und seine
Einrichtungen näheo:ubringen Lind Antworten auf die brennenden Pro-
bleme unserer Zeit zu geben.
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